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Klausur der CSU-Landesgruppe

RALF MÜLLER, WILDBAD KREUTH

Es wäre einer
Sensation gleich

gekommen, wenn
am Ende des Tref-
fens der CSU-Bun-
destagsabgeordne-
ten mit der CDU-
Chefin und Kanzle-
rin Angela Merkel
weißer Rauch aus den zahl-
reichen Kaminen des altehr-
würdigen Wildbads Kreuth
aufgestiegen wäre. Die Posi-
tionen der CSU und der Kanz-
lerin in der Flüchtlingspolitik
sind dafür zu weit entfernt.
Beide Parteien hatten auf ih-
ren Parteitagen ihre Positio-
nen zudem betoniert: „Ober-
grenzen“ bei der CSU und
„Reduzierung“ des Flücht-
lingszustroms bei der CDU.

Es sei nicht zu erwarten, dass
man nach der zweistündigen
Diskussion mit der Kanzlerin
hinter verschlossenen Türen
Einigkeit über die Flüchtlings-
politik erzielt haben werde,
hatte CSU-Chef Horst Seeho-
fer im Vorfeld die Erwartun-
gen noch einmal gedämpft.
Ähnlich äußerte sich auch die
Kanzlerin. Seehofer hatte auch
gleich deutlich gemacht, dass
die CSU keine Ruhe geben und
weiterhin „massiv für die Be-
grenzung der Zuwanderung
auf allen Ebenen eintreten“
wolle. Auch das dürfte Merkel
nicht überrascht haben.

Seehofer übt Druck aus,
steht aber selbst auch selbst
unter beachtlichem Druck.
Unten in der Ortschaft Kreuth
war in Gestalt von einigen
Dutzend AfD-Demonstranten
zu besichtigen, wovor sich die
CSU fürchtet: Vor einem Ver-
lust ihrer absoluten Mehrheit

in Bayern durch
Einzug einer vom
Wähler legitimier-
ten Partei rechts von
ihr in das Landes-
parlament.

Aus Sicht der
CSU ist die Flücht-
lingsfrage eine

Schicksalsfrage für die gesam-
te Union. Seehofer weiß aber
auch, dass er den Konflikt mit
der CDU und ihrer Vorsit-
zenden nicht bis zur Spaltung
treiben darf. Man müsse in die
CDU hinein wirken, sagte er
hinter verschlossenen Türen.

Die CSU kann gar nicht an-
ders, als weiter die Platte von
der „Obergrenze“ zu spielen,
auch wenn bis jetzt niemand
genau sagen kann, wie diese
praktisch herbeigeführt
werden sollte. Dasselbe gilt
übrigens auch für andere
CSU-Forderungen wie die
Abschiebung straffällig ge-
wordener Asylbewerber. Wo-
hin, bitteschön, sollen die Be-
treffenden abgeschoben wer-
den, wenn sie aus Kriegsge-
bieten wie Syrien oder Libyen
kommen, wo schon lange
keine Linienmaschine mehr
hinfliegt?

Doch das sind Details, die
im Getümmel oft übersehen
werden. Die CSU ist derzeit je-
denfalls ziemlich sicher, dass
sie ihr Ohr näher am Volk hat
als alle anderen Parteien. „Re-
alität schafft in der Politik Zu-
stimmung“, meint ihr Partei-
chef zuversichtlich. Und dabei
könnte er auch Merkel im Au-
ge gehabt haben.
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ZEICHNUNG: HORST HAITZINGER

PERSÖNLICH

Nordkorea unterstreicht sein Ziel, eine
mächtige Atomstreitmacht zu werden

VON DIRK GODDER UND

ANDREAS LANDWEHR

¥ Seoul (dpa). Nordkorea feiert es als
Meilenstein seiner Atomwaffenent-
wicklung, für den Rest der Welt ist es
ein Schock. Zwei Tage vor seinem Ge-
burtstag lässt Machthaber Kim Jong
Un einmal mehr die Muskeln spielen:
Die Staatsmedien vermeldeten, Nord-
korea habe erstmals eine Wasserstoff-
bombe getestet – eine Waffe, die
schwieriger zu bauen ist als eine her-
kömmliche Atombombe, aber deren
Sprengkraft um das Vielfache über-
steigt. Besonders für Südkorea und
China ist der neue Atomtest ein Af-
front des jungen Diktators, der An-
fang 30 sein soll. Zuletzt glaubte man,
jeder auf seine Weise, im neuen Jahr ei-
ne Annäherung an das international
isolierte, stalinistische Regime erzie-
len zu können. 

Ob es sich nach den drei früheren
Atomtests diesmal nun wirklich um ei-
ne voll entwickelte Wasserstoffbombe
gehandelt hat, wird in Südkorea und
von Experten stark bezweifelt. Das
Weiße Haus widerspricht den Berich-
ten Nordkoreas. Eine erste Analyse der
US-Regierung komme zu anderen Er-
kenntnissen, sagte der Sprecher von
US-Präsident Barack Obama, Josh
Earnest. Man sehe keinen Grund, von
einer veränderten Bewaffnung Nord-
koreas auszugehen. Niemand hegt je-
doch Zweifel an der Entschlossenheit
Pjöngjangs, sein Ziel erreichen zu wol-
len, eine Atomstreitmacht als Ab-
schreckung aufzubauen.

Die nukleare Aufrüstung rechtfer-
tigt die Diktatur mit einer angebli-
chen Bedrohung durch die USA. Erst-
mals hatte Nordkorea vor zehn Jah-
ren eine Atombombe getestet. Mit den

Tests verletzt Nordkorea aus der Sicht
seiner Nachbarn Resolutionen des UN-
Sicherheitsrats. Der UN-Sicherheits-
ratverurteiltNordkoreasAtomtestund
hat Schritte gegen das Land ange-
kündigt. Der vierte Atomtest sei „ein
klarer Verstoß gegen die Resolutio-
nen des Sicherheitsrates“, sagte der
Vorsitzende des Gremiums, Uruguays
UN-Botschafter Elbio Rosselli.

Südkoreas Präsidentin Park Geun
Hye machte klar, dass das Nachbar-
land einen Preis dafür zahlen müsse.
Jetzt fürchten die Menschen in der Re-
gion, dass auf die wahrscheinliche Ver-
schärfung von Sanktionen neue Droh-
gebärden von Kim folgen. Nordkorea
hatte  mehrmals mit einem neuen
Atomtest gedroht. Immer wieder
warnten auch Militärs und der Ge-
heimdienst in Südkorea, dass das Na-
chbarland das Atomtestgelände Pung-
gye Ri ausbaue und einen neuen nuk-
learen Sprengsatz zünden könne.

Zeichen der Stärke
´ Wie die meisten Beobachter
Nordkoreas ist auch der Vor-
sitzende der deutsch-koreani-
schen Parlamentariergruppe,
Hartmut Koschyk (CSU), von
dem angeblichen Test einer
Wasserstofbombe nicht über-
rascht. „Er (Kim) muss sich
gegenüber dem militärischen
Komplex beweisen“, sagt Ko-
schyk, der zuletzt im Oktober
in Pjöngjang war. Damals hieß
es, dass schon länger eine Ver-
härtung der Position Pjöng-
jangs im Atomstreit und be-
sonders gegenüber den USA zu
erkennen sei. 

Übergriffe in Köln

CARSTEN HEIL

Die Polizeiführung in Köln
kommt unter Druck. Sie

hat in der Silvesternacht zum
zweiten Mal innerhalb eines
guten Jahres ein Großereignis
mit kriminellem Hintergrund
nicht richtig eingeschätzt und
viel zu spät reagiert. Es ent-
steht der Eindruck, dass die
Behörde die Sicherheit in der
Stadtnichtgewährleistenkann.

Waren es in der vergange-
nen Silvesternacht die unsäg-
lichen sexuellen Massenüber-
griffe auf Frauen verbunden
mit Eigentumsdelikten, hat-
ten die Einsatzkräfte im Ok-
tober 2014 bei Ausschreitun-
gen rechtsextremer Hooligans
völlig den Überblick verloren.
Beide Ereignisse spielten sich
auf demselben Areal ab.

Am Neujahrsmorgen kam
noch dazu, dass die Beamten
die Ereignisse der Nacht zu-
nächst öffentlich als „ent-
spannte Einsatzlage“ bezeich-

net hatten – entweder bewuss-
tes Abwiegeln der erschre-
ckenden Ereignisse, oder Be-
leg für absolute Überforde-
rung. Kein Wunder, dass die
Täter kaum zu fassen und zu
überführen. sind. Es wäre Auf-
gabe der Beamten gewesen, di-
rekt einzugreifen. Die haben
jedoch scheinbar gar nichts
bemerkt. Entsprechend wohl-
feil sind Forderungen seitens
der Politik nach schneller Ab-
schiebung der vermutlich aus-
ländischen Täter. Ohne indi-
viduellen Nachweis der Tat
wird das nicht möglich sein.

Landes- und Bundesinnen-
minister müssen sich fragen
lassen, ob sie in den vergan-
genen Jahren genug für die Po-
lizei getan haben, um sie in die
Lage zu versetzen, solche Si-
tuationen zu beherrschen.

carsten.heil@
ihr-kommentar.de
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¥ Paris (dpa). Mit ätzender Religionskritik ist die Sonderaus-
gabe des Satiremagazins Charlie Hebdo zum Jahrestag des Mord-
anschlags auf seine Redaktion an die Kioske gegangen. Das 32
statt sonst 16 Seiten umfassende Heft erinnert an das Attentat is-
lamistischer Terroristen am 7. Januar 2015 in Paris. Das Titel-
blatt zeigt einen Gott als bewaffneten Täter.

¥ Berlin (AFP). In der SPD-Bundestagsfraktion gibt es laut ei-
nem Bericht von Spiegel Online Überlegungen, die AfD sowie
die Pegida-Bewegung vom Verfassungsschutz beobachten zu las-
sen. Das geht aus einem Positionspapier für die Fraktionsklau-
sur hervor. Ein Schwerpunkt der beginnenden Beratungen soll
das Thema „Öffentliche Sicherheit“ sein.

¥ Bagdad (AFP). Die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS)
hat nach Angaben der internationalen Anti-IS-Allianz rund ein
Drittel ihrer Gebiete im Irak und in Syrien wieder verloren. Im
Irak seien fast 40 Prozent des IS-Territoriums zurückerobert wor-
den, teilte US-General Steve Warren mit. „In Syrien sind es um
die 20 Prozent.“

¥ Berlin/Lübeck (dpa). Die
Bundeswehr soll international
noch mehr als bisher dazu bei-
tragen, den Aktionsradius is-
lamistischer Terroristen zu
begrenzen. Das Bundeskabi-
nett beschloss gestern die Ent-
sendung von insgesamt 550
zusätzlichen Soldaten nach
Mali und in den Irak.

Im Norden Malis, wo Re-
bellen immer wieder Anschlä-
ge verüben und auch inter-
nationale Truppen angreifen,
soll sich die Bundeswehr mit

bis zu 650 Soldaten an der UN-
Friedensmission Minusma
beteiligen. Sie sollen unter an-
derem mit Aufklärungskräf-
ten zur Umsetzung eines Frie-
densabkommens beitragen.

Beim Irak-Einsatz soll die
Mandatsobergrenze nach dem
Willen der Regierung von 100
auf 150 Soldaten steigen. Die
Bundeswehr bildet in der Stadt
Erbil seit Ende 2014 kurdische
Soldaten aus, die gegen die
Terrormiliz Islamischer Staat
(IS) kämpfen.

(72), führen-
der Oppositionspolitiker in Bangla-
desch, ist auch im Berufungsprozess vor
dem Obersten Gerichtshof zum Tode
verurteilt worden – wegen Kriegsver-
brechen während des Unabhängigkeits-
kriegs 1971. Nizami ist Chef der größ-
ten islamistischen Partei des Landes. DPA

(69), ausländerfeindli-
cher US-Republikaner, kommt bei vie-
len Briten schlecht an. 570.000 briti-
sche Bürger haben eine Petition unter-
zeichnet, mit der sie fordern, Trump die
Einreise in ihr Land zu verweigern. Am
18. Januar wird sich das Parlament da-
mit beschäftigen. GETTY

(54), US-Präsident, ist
emotional in sein letztes Amtsjahr ge-
startet. Tränen rannen ihm über beide
Wangen, als er strengere Waffen-Re-
geln vorstellte. Ihn berührte nach eige-
nen Worten die Erinnerung an die 20
Schulkinder, die 2012 beim Amoklauf
von Newtown umkamen. FOTO: RTR

Laut nordkoreanischem Staats-TV unterzeichnet Staatschef Kim Jong Un
hier die Befehle zur Durchführung eines Wasserstoffbomben-Tests. FOTO: AFP

¥ Ramallah/Tel Aviv (dpa). Die Palästinenser empören sich über
einen Vorfall mit zwei arabischstämmigen Israelis in einem Flug-
zeug. Die Männer mussten einen Flieger nach massivem Druck
durch ängstliche jüdische Mitreisende verlassen. Um ihren Si-
cherheitsbedenken Nachdruck zu verleihen, blieben die jüdi-
schen Passagiere vor dem Start demonstrativ im Gang stehen.

Außer Kontrolle

Die Silvesternacht hat erste Vorbo-
ten dessen aufblitzen lassen, was die
Kanzlerin als „Gold von morgen“
verkaufen will. Man muss weit in der
Geschichte zurückblicken, um ein
Staatsoberhaupt zu finden, das ei-
nen derart raschen Verlust an Steu-
erungsfähigkeit zeigte. Die Kanzle-
rin gleicht seit einigen Monaten dem
letzten Kaiser: Statt zuzugeben, dass
die Krise aus dem Ruder läuft, spricht
sie von Zukunft. Ihre mantrahafte
Wiederholung einer Redewendung
(„wir schaffen das“) sind Anzeichen
des Kontrollverlustes, die an Will-
helm II. erinnern. Nach dessen Mot-
to „viel Feind, viel Ehr“ hat sie auf
dem letzten Parteitag vorgeführt, wie
man Kritiker ruhigstellt. Mit der un-
kontrollierten und unregistrierten

Zuwanderung importiert Deutsch-
land großes Gewaltpotenzial. An ei-
nem der Willkommensbahnhöfe war
dies nun spürbar.

Peter Eichenseher
33014 Bad Driburg

Reaktion vermisst

Wenn sich Frauen in unserem Land
nicht mehr frei bewegen können,
dann ist das nicht akzeptabel. Die
Täter zeigen Respektlosigkeit gegen-
über unserer Gesellschaft und Kul-
tur. Sie sind scheinbar nicht fähig,
sich unserer Gesellschaft anzupas-
sen. Bei einer so großen Tätergrup-
pe kann man nicht mehr von Ein-
zelfällen sprechen. Ich vermisse ei-
ne scharfe Reaktion der Politik.

Dirk Kollmeyer
33604 Bielefeld

Zu viele Freiheiten

Die Sonderstellung von Windrä-
dern fängt an bei der Standortbe-
stimmung und endet bei der aus-
gesetzten Haftung für Langzeitschä-
den. Ich bin kein Gegner der Ener-
giewende. Es kann jedoch nicht sein,
dass jeder von Investoren ge-
wünschte Standort durchgepeitscht
wird. Langzeitfolgen, die von diesen
Produktionsmaschinen ausgehen,
sind nicht erforscht. Den Verant-
wortlichen vor Ort fehlt der Mut
Haftungszusagen von den Betrei-
bern einzufordern. Jeder normale
Produzent muss für von seinen An-
lagen ausgehende Belästigungen ge-
rade stehen. Ein rechtsfreier Raum
für Windräder ist nicht akzeptabel.

Heinfried Watermann
33175 Bad Lippspringe
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